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Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 
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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
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die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2022

Zwölfte Änderung der Satzung der Rheinischen 
Zusatzversorgungskasse (RZVK)

Vom 9. Juni 2010

Auf Grund des § 13 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunalen Versorgungskassen und 
Zusatzversorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfa-
len -VKZVKG- hat der Kassenausschuss in der Sitzung 
am 9. Juni 2010 wie folgt beschlossen:

Die Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse 
(RZVK) vom 29. Oktober 2002 (GV. NRW. S. 540) in der 
Fassung der 11. Satzungsänderung wird wie folgt geän-
dert:

I.

 1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „für Ge-
meinden und Gemeindeverbände“ gestrichen 
und hinter dem Wort „Zusatzversorgungskasse“ 
die Abkürzung “ – RZVK –“ eingefügt.

 b)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „Sie ist eine Sonderkasse der Rheinischen Ver-
sorgungskassen (RVK) mit Sitz in Köln.“

 c)   In Absatz 2 erster Halbsatz wird das Wort „Ver-
sorgungskasse“ jeweils durch das Wort „Versor-
gungskassen“ ersetzt.

 d)   In Absatz 2 zweiter Halbsatz werden die Wörter 
„Rheinische Versorgungskasse“ durch die Wörter 
„Rheinischen Versorgungskassen“ ersetzt.

 e)   In Absatz 5 wird das Wort „Versorgungskasse“ 
durch das Wort „Versorgungskassen“ ersetzt.

 2.   In § 4 Absatz 2 werden die Wörter „obliegt dem Lei-
ter der Rheinischen Versorgungskasse für die Rhei-
nische Versorgungskasse bestellten Geschäftsfüh-
rer“ durch die Wörter „obliegt dem Leiter der 
Rheinischen Versorgungskassen für die Rheinischen 
Versorgungskassen bestellten Geschäftsführer“ er-
setzt.

 3.  § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird der Halbsatz hinter dem Semiko-
lon gestrichen und folgender neuer Halbsatz 
eingefügt:

   „ferner werden elf Stellvertreter, und zwar sechs 
aus dem Bereich der Kassenmitglieder und fünf 
aus dem Bereich der Pfl ichtversicherten, ge-
wählt.“

 b)   In Satz 2 werden die Wörter „ihre Stellvertreter“ 
durch die Wörter „die Stellvertreter“ ersetzt.

 4.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Nummer 7 wird der Klammerzusatz 
„(§ 60 a Abs. 4)“ durch den Klammerzusatz 
„(§ 60 a Absatz 2)“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 erster Halbsatz 
wird das Wort „Versorgungskasse“ jeweils durch 
das Wort „Versorgungskassen“ ersetzt.

 c)   In Absatz 2 Satz 2 letzter Halbsatz werden die 
Wörter „der Rheinischen Versorgungskasse“ 
durch die Wörter „den Rheinischen Versorgungs-
kassen“ ersetzt.

 5.  § 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

  „(2) Die Satzung und ihre Änderungen sind dem 
Innenministerium anzuzeigen.“

 6.  § 12 a wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 4 Sätze 1 und 2 erhalten folgende neue 
Fassung:

   „(4) 1Die Kasse wird von der Erhebung des Ab-
geltungsbetrages absehen, soweit mit den Perso-
nalgestellungen keine wesentlichen fi nanziellen 
Ausfälle für den Abrechnungsverband I verbun-
den sind. 2Als nicht wesentlich wird ein fi nan-
zieller Ausfall in aller Regel eingestuft, soweit

 a)   das Verhältnis der zusatzversorgungspfl ichtigen 
Jahresentgeltsumme der gestellten Beschäftigten 
zur zusatzversorgungspfl ichtigen Jahresentgelt-
summe aller Beschäftigten des Mitglieds – je-
weils bereinigt um lineare Entgeltsteigerungen – 
oder

 b)   das Verhältnis der Anzahl der gestellten pfl icht-
versicherten Beschäftigten des Mitglieds zur 
 Anzahl seiner insgesamt angemeldeten pfl icht-
versicherten Beschäftigten – gemessen in 
Vollzeit äquivalenten – 

  im Abrechnungsverband I in einem ersten Betrach-
tungszeitraum insgesamt nicht mehr als fünf vom 
Hundert und in einem zweiten Betrachtungszeit-
raum nicht mehr als jeweils ein vom Hundert in je-
dem einzelnen Jahr dieses Zeitraumes beträgt.“

 b)  Absatz 8 erhält folgende Fassung:

   „(8) Absatz 1 Satz 3 dieser Vorschrift, § 12 Ab-
satz 3 Satz 3 und § 15 Absatz 4 fi nden entspre-
chende Anwendung.“

 7.  § 13 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

  „(3) Die Aufnahme der in § 11 Absatz 1 Buchstabe 
d und e bezeichneten juristischen Personen des pri-
vaten Rechts bedarf der Zustimmung des Kassen-
ausschusses (§ 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6).“

 8.  § 18 Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

 „b)  Beschäftigte, die unter den Tarifvertrag zur Re-
gelung der Rechtsverhältnisse der Beschäftig-
ten in der Fleischuntersuchung (TV Fleischun-
tersuchung vom 15. September 2008) fallen, 
soweit die Beschäftigung in Betrieben erfolgt, 
bei denen nach diesem Tarifvertrag Stunden-
entgelt zu zahlen ist.“

 9.  § 47 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 3 Satz 1 wer-
den die Wörter „der Europäischen Union“ durch 
die Wörter „des Europäischen Wirtschaftsraums“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „EU-Stan-
dardüberweisung“ durch das Wort „SHARE-
Überweisung“ ersetzt.

 c)   In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „in das 
Ausland“ durch die Wörter „in Ländern außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraums“ er-
setzt.

10.   In § 48 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c wird das 
Wort „Übergangskrankengeld“ gestrichen.

11.   In § 53 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Versor-
gungskasse“ durch das Wort „Versorgungskassen“ 
ersetzt.

12.   In § 56 Absatz 2 Satz 1 wird die Paragraphenbe-
zeichnung „§ 60 Abs. 1 Satz 2“ durch die Paragra-
phenbezeichnung „§ 60 Satz 2“ ersetzt.

13.  § 59 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  Nach den Wörtern „bei der freiwilligen Versiche-
rung“ werden die Wörter „im Tarif 2002“ eingefügt.

14.  § 60 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird gestrichen.

15.   Im Anhang zur Satzung werden die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen (AVB) für die freiwillige 
Versicherung über die RZVK-Zusatzrente – Tarif 
2002 – für die Fassungen, die bis zum 31.12.2007 
gültig waren und ebenso für die ab 1.1.2008 gelten-
den AVB wie folgt geändert:

15.1 In A.4. werden die Sätze:

  „Wird auf die Mitversicherung von Hinterbliebe-
nenrente verzichtet, werden die für diese Beiträge 
ermittelten Versorgungspunkte für männliche Versi-
cherte um 20 v. H. und für weibliche Versicherte um 
5 v. H. erhöht. Soweit das Erwerbsminderungsrisiko 
ausgeschlossen wurde, erhöhen sich die Versor-
gungspunkte für diese Beiträge bis zum Alter 45 um 
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20 v. H.; der Erhöhungssatz vermindert sich für je-
des weitere Jahr um jeweils einen Prozentpunkt.“

 gestrichen.

15.2  D.2. erhält folgende neue Fassung:

  „Welche Folgen hat eine vorzeitige Inanspruchnah-
me?

  Im Falle der vorzeitigen Inanspruchnahme reduziert 
sich die Leistung entsprechend den Abschlägen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung für jeden Mo-
nat, für den der Zugangsfaktor nach § 77 SGB VI 
herabgesetzt ist bzw. herabgesetzt wäre, wenn der 
Versicherte in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versichert wäre, um 0,3 v. H.

  Die Erwerbsminderungsrente reduziert sich ent-
sprechend den Abschlägen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung für jeden Monat, für den der Zu-
gangsfaktor nach § 77 SGB VI herabgesetzt ist bzw. 
herabgesetzt wäre, wenn der Versicherte in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versichert wäre, um 
0,3 v. H., höchstens jedoch um 10,8 v. H.“

15.3   In D.3. werden die beiden nach der Alterstabelle 
folgenden Absätze gestrichen und durch folgende 
neue Absätze ersetzt:

  „Bei Ausschluss des Hinterbliebenenrisikos werden 
die Versorgungspunkte für Beiträge bis zum 
31.12.2010 um 20 v. H. (bei männlichen Versicherten) 
bzw. 5 v. H. (bei weiblichen Versicherten), für Beiträ-
ge ab dem 1.1.2011 um 15 v. H. (bei männ lichen Ver-
sicherten) bzw. 3 v. H. (bei weiblichen Versicherten) 
erhöht.

  Bei Ausschluss des Erwerbsminderungsrisikos er-
folgt für Beiträge bis zum 31.12.2010 eine Erhöhung 
der Versorgungspunkte aus den bis zum Alter 45 er-
worbenen Versorgungspunkten um 20 v. H. Der Er-
höhungssatz vermindert sich hierbei jeweils um 1 
v. H. für jedes weitere Jahr. Für Beiträge ab dem 
1.1.2011 erfolgt eine Erhöhung der Versorgungs-
punkte aus den bis zum Alter 45 erworbenen Ver-
sorgungspunkten um 8 v. H. Der Erhöhungssatz ver-
mindert sich hierbei jeweils um 0,4 v. H. für jedes 
weitere Jahr.“

15.4   In D.3. wird der Absatz mit der Überschrift „Zu-
sätzliche Bonuspunkte“ wie folgt neu gefasst:

 „Überschussbeteiligung

  An den Überschüssen aus dem Abrechnungsver-
band der freiwilligen Versicherung können die Ver-
sicherten durch die Zuteilung von Bonuspunkten 
und die Rentenberechtigten durch zusätzliche Leis-
tungen beteiligt werden. Für die Zuteilung der Bo-
nuspunkte kommen alle am Ende des laufenden 
Geschäftsjahres freiwillig Versicherten einschließ-
lich der beitragsfrei Versicherten in Betracht. Bo-
nuspunkte werden nur für Versorgungspunkte, die 
nicht schon Grundlage für eine Rentenleistung sind, 
gewährt.

  Die Überschüsse werden im Rahmen der satzungs-
rechtlich vorgeschriebenen versicherungstechni-
schen Bilanz jährlich bis zum Jahresende für das 
vorangegangene Geschäftsjahr festgestellt und zu-
geteilt. Über die Zuteilung von Bonuspunkten und 
die Gewährung zusätzlicher Leistungen für Renten-
berechtigte entscheidet der Kassenausschuss auf 
Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars. Eine Be-
teiligung an den Bewertungsreserven gemäß § 153 
des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) erfolgt 
nicht.“

15.5   In D.7. werden in den ersten beiden Absätzen nach 
der Überschrift die Wörter „der Europäischen Uni-
on“ jeweils durch die Wörter „des Europäischen 
Wirtschaftsraums“ ersetzt.

15.6  D.7., dritter Absatz erhält folgenden Wortlaut:

  „Die Kosten der Überweisung auf ein Girokonto im 
Inland oder auf ein Konto in einem Mitgliedsstaat 
des Europäischen Wirtschaftsraums, mit Ausnahme 
der Kosten für die Gutschrift, trägt die RZVK. Für 
Überweisungen auf ein Konto außerhalb Deutsch-
lands gilt dies nur, wenn die/der Rentenberechtigte 

der RZVK ihre/seine internationale Kontonummer 
(International Bank Account Number – IBAN) so-
wie die internationale Bankleitzahl des kontofüh-
renden Geldinstituts (Bank Identifer Code – BIC) 
mitgeteilt hat. Zahlungen in ein Land außerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraums erfolgen auf 
Kosten und Gefahr der/des Rentenberechtigten.“

16.   Im Anhang zur Satzung werden die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen (AVB) für die freiwillige 
Versicherung über die RZVK-Zusatzrente (Entgelt-
umwandlung) – Tarif 2002 – für die Fassungen, die 
bis zum 31.12.2007 gültig waren und ebenso für die 
ab 1.1.2008 geltenden AVB  wie folgt geändert:

16.1   In D.2. wird der Absatz vor der Überschrift „Zu-
sätzliche Bonuspunkte“ gestrichen und durch fol-
gende neue Absätze ersetzt:

  „Bei Ausschluss des Hinterbliebenenrisikos werden 
die Versorgungspunkte für Beiträge bis zum 31.12. 
2010 um 20 v. H. (bei männlichen Versicherten) bzw. 
5 v. H. (bei weiblichen Versicherten), für Beiträge ab 
dem 1.1.2011 um 15 v. H. (bei männlichen Versicher-
ten) bzw. 3 v. H. (bei weiblichen Versicherten) er-
höht.

  Bei Ausschluss des Erwerbsminderungsrisikos er-
folgt für Beiträge bis zum 31.12.2010 eine Erhöhung 
der Versorgungspunkte aus den bis zum Alter 45 er-
worbenen Versorgungspunkten um 20 v. H. Der Er-
höhungssatz vermindert sich hierbei jeweils um 
1 v. H. für jedes weitere Jahr. Für Beiträge ab dem 
1.1.2011 erfolgt eine Erhöhung der Versorgungs-
punkte aus den bis zum Alter 45 erworbenen Ver-
sorgungspunkten um 8 v. H. Der Erhöhungssatz ver-
mindert sich hierbei jeweils um 0,4 v. H. für jedes 
weitere Jahr.“

16.2   In D.2. wird der Absatz mit der Überschrift „Zu-
sätzliche Bonuspunkte“ wie folgt neu gefasst:

 „Überschussbeteiligung

  An den Überschüssen aus dem Abrechnungsver-
band der freiwilligen Versicherung können die Ver-
sicherten durch die Zuteilung von Bonuspunkten 
und die Rentenberechtigten durch zusätzliche Leis-
tungen beteiligt werden. Für die Zuteilung der Bo-
nuspunkte kommen alle am Ende des laufenden 
Geschäftsjahres freiwillig Versicherten einschließ-
lich der beitragsfrei Versicherten in Betracht. Bo-
nuspunkte werden nur für Versorgungspunkte, die 
nicht schon Grundlage für eine Rentenleistung sind, 
gewährt.

  Die Überschüsse werden im Rahmen der satzungs-
rechtlich vorgeschriebenen versicherungstechni-
schen Bilanz jährlich bis zum Jahresende für das 
vorangegangene Geschäftsjahr festgestellt und zu-
geteilt. Über die Zuteilung von Bonuspunkten und 
die Gewährung zusätzlicher Leistungen für Renten-
berechtigte entscheidet der Kassenausschuss auf 
Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars. Eine Be-
teiligung an den Bewertungsreserven gemäß § 153 
des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) erfolgt 
nicht.“

16.3  In D.3. erhält der zweite Absatz folgende Fassung:

  „Im Falle der vorzeitigen Inanspruchnahme redu-
ziert sich die Leistung entsprechend den Abschlä-
gen in der gesetzlichen Rentenversicherung für je-
den Monat, für den der Zugangsfaktor nach § 77 
SGB VI herabgesetzt ist bzw. herabgesetzt wäre, 
wenn der Versicherte in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert wäre, um 0,3 v. H.“

16.4  In D.3. erhält der vierte Absatz folgende Fassung:

  „Die Erwerbsminderungsrente reduziert sich ent-
sprechend den Abschlägen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung für jeden Monat, für den der Zu-
gangsfaktor nach § 77 SGB VI herabgesetzt ist bzw. 
herabgesetzt wäre, wenn der Versicherte in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versichert wäre, um 
0,3 v. H., höchstens jedoch um 10,8 v. H.“

16.5.   In D.7. werden in den ersten beiden Absätzen nach 
der Überschrift die Wörter „der Europäischen Uni-
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on“ jeweils durch die Wörter „des Europäischen 
Wirtschaftsraums“ ersetzt.

16.6   D.7., dritter und vierter Absatz erhalten folgenden 
Wortlaut:

  „Die Kosten der Überweisung auf ein Girokonto im 
Inland oder auf ein Konto in einem Mitgliedsstaat 
des Europäischen Wirtschaftsraums, mit Ausnahme 
der Kosten für die Gutschrift, trägt die RZVK.

  Für Überweisungen auf ein Konto außerhalb 
Deutschlands gilt dies nur, wenn die/der Rentenbe-
rechtigte der RZVK ihre/seine internationale Kon-
tonummer (International Bank Account Number – 
IBAN) sowie die internationale Bankleitzahl des 
kontoführenden Geldinstituts (Bank Identifer Code 
– BIC) mitgeteilt hat. Zahlungen in ein Land außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraums erfolgen 
auf Kosten und Gefahr der/des Rentenberechtig-
ten.“

17.   Im Anhang zur Satzung werden die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen (AVB) für die freiwillige 
Versicherung über die RZVK-Zusatzrente – Tarif 
2010 – wie folgt geändert:

17.1  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  § 3 Absatz 5  Satz 5 erhält folgende Fassung:

   „5Ergibt sich aus dem Vergleich von Alter und 
Geschlecht der/des Verstorbenen und der/des 
Witwe/Witwers oder der/des Lebenspartnerin/-
partners ein Altersunterschied, der zehn und 
mehr Jahre beträgt, ist die Hinterbliebenenrente 
entsprechend der folgenden Tabelle nach Maß-
gabe der Sätze 6 bis 8 zu erhöhen bzw. zu ver-
mindern.“

 b)   Die Sätze 6 und 7 werden gestrichen und durch 
die folgenden Sätze 6 bis 8 ersetzt:

   „6Hierbei ist z die Differenz aus dem Geburts-
jahr des/der verstorbenen Versicherten und der 
Witwe/des Witwers bzw. der/des eingetragenen 
Lebenspartnerin/-partners. 7Ist der verstorbene 
Versicherte weiblich, ist die rechte Spalte der 
vorstehenden Tabelle, ist dieser männlich, die 
linke Spalte anzuwenden. 8Die Multiplikatoren 
sind im Versorgungsfall mit den erworbenen Ver-
sorgungspunkten des verstorbenen Versicherten 
zu multiplizieren, um die Hinterbliebenenrente 
für Witwen/Witwer oder eingetragene Lebens-
partnerschaften zu erhalten.“

17.2   In § 7 Absatz 1 werden die Wörter „der Europäi-
schen Union“ durch die Wörter „des Europäischen 
Wirtschaftsraums“ ersetzt.

17.3  § 7 Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut:

  „(2) Wir tragen die Kosten der Überweisung auf ein 
Girokonto im Inland oder auf ein Konto in einem 
Mitgliedsstaat des Europäischen Wirtschaftsraums, 
mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift. Für 
Überweisungen auf ein Konto außerhalb Deutsch-
lands gilt dies nur, wenn die/der Rentenberechtigte 
der RZVK ihre/seine internationale Kontonummer 
(International Bank Account Number – IBAN) so-
wie die internationale Bankleitzahl des kontofüh-
renden Geldinstituts (Bank Identifer Code – BIC) 
mitgeteilt hat. Zahlungen in ein Land außerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraums erfolgen auf 
Kosten und Gefahr der/des Rentenberechtigten.“

17.4   In § 7 Absatz 3 werden die Wörter „der Europäi-
schen Union“ durch die Wörter „des Europäischen 
Wirtschaftsraums“ ersetzt.

II.
Inkrafttreten

Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung zum 9. Juni 
2010 in Kraft. Abweichend hiervon treten I. Nummer 6 
am 6. Juli 2009, I. Nummer 8 am 1. September 2008, 
I. Nummern 9, 15.5 bis 15.6 und 16.5 bis 16.6 am 31. 
Oktober 2009, I. Nummern 13 und 17.1 bis 17.4 am 
1. Januar 2010 und I. Nummern 15.1 bis 15.4 sowie 16.1 
bis 16.4 am 1. Januar 2011 in Kraft.

Köln, den 9. Juni 2010

G a s t

Vorsitzende des Kassenausschusses i. V.

B o i s

Schriftführer

Die vorstehende Zwölfte Änderung der Satzung der 
Rheinischen Zusatzversorgungskasse (RZVK) hat das 
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen mit 
Datum vom 24. Juni 2010 – 31-45.02/04.01-3-368/10 – 
angenommen. Sie wird nach § 13 Absatz 4 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunalen Versorgungskassen und 
Zusatzversorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfa-
len – VKZVKG – bekannt gemacht.

Köln, den 13. Juli 2010

Rheinische Versorgungskassen

Der Leiter der Kassen

V o i g t s b e r g e r

– GV. NRW. 2010 S. 500

203013

Zweite Verordnung
zur Änderung der Ausbildungsverordnung

gehobener nichttechnischer Dienst Bachelor
Vom 30. Juli 2010

Auf Grund des § 6 des Landesbeamtengesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 10. November 2009 (GV. NRW. S. 570), 
wird im Einvernehmen mit dem Finanzministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen verordnet:

Die Ausbildungsverordnung gehobener nichttechnischer 
Dienst Bachelor vom 5. August 2008 (GV. NRW. S. 572), 
geändert durch die Verordnung vom 6. August 2009 (GV. 
NRW. S. 433), wird wie folgt geändert:

1.  § 1 erhält folgende Fassung:

 „§ 1
 Geltungsbereich

 Die Verordnung gilt für

 1.   die Laufbahn des gehobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienstes im Lande Nordrhein-Westfalen,

 2.   die Laufbahn des gehobenen Dienstes der Deut-
schen Rentenversicherung Rheinland und der 
Deutschen Rentenversicherung Westfalen und

 3.   die Laufbahn des gehobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienstes in den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden im Lande Nordrhein-Westfalen.“

2.  § 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

  „(1) Bewerbungen sind an die Einstellungsbehörde zu 
richten.“

3.  § 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   Hinter Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 ange-
fügt:

   „Einmalig kann eine im zweiten oder dritten Stu-
dienjahr als Klausur oder Fachgespräch zu erbrin-
gende Prüfungsleistung, die auch in der Wiederho-
lungsprüfung schlechter als „ausreichend“ (4,0) 
bewertet wurde, ein zweites Mal wiederholt wer-
den.“

 b)   Im neuen Satz 3 werden die Wörter „einer Wieder-
holungsmöglichkeit nach Satz 1“ durch die Wörter 
„der Wiederholungsmöglichkeiten“ ersetzt.
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4.  § 11 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 Satz 2 wird aufgehoben.

5.  § 12 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „(1) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprü-
fungen während des Studiums und der Bachelor-
arbeit einschließlich eines Kolloquiums.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

   „(3) Für die Berechnung der Gesamtnote werden 
die Modulprüfungen während des Studiums mit 80 
Prozent und die Bachelorarbeit einschließlich 
eines Kolloquiums mit 20 Prozent gewichtet.“

6.  Nach § 17 wird folgender Teil V neu eingefügt:

 „Teil V

 Regelaufstieg, Polizeidienstunfähigkeit

 § 18

 Regelaufstieg

  Beamtinnen und Beamte einer Laufbahn des mittle-
ren Dienstes erwerben die Befähigung für die Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes derselben Fachrichtung 
nach Maßgabe des § 30 der Verordnung über die Lauf-
bahnen der Beamten im Land Nordrhein-Westfalen.

 § 19

 Laufbahnwechsel von 
 polizeidienstunfähigen Polizeivollzugsbeamtinnen 
 und Polizeivollzugsbeamten

  (1) Polizeidienstunfähige Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamte erwerben die Befähigung 
für eine andere Laufbahn nach Maßgabe des § 116 
des Beamtengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen. Die Zulassungsentscheidung zum Laufbahn-
wechsel trifft die zuständige Bezirksregierung nach 
Durchführung eines Auswahlverfahrens, auf das die 
Regelungen des § 4 anzuwenden sind.

  (2) Die erforderliche Unterweisungszeit dauert bei 
Polizeivollzugsbeamtinnen  oder Polizeivollzugsbeam-
ten des gehobenen Dienstes ohne Laufbahnprüfung 
(„1. Säule“) drei Jahre. Sie ist sowohl an der Fach-
hochschule als Gasthörerin oder Gasthörer und bei 
einer Ausbildungsbehörde abzuleisten. Für die erfolg-
reiche Ableistung der Unterweisungszeit und damit 
zum Erwerb der Befähigung für eine Laufbahn des 
gehobenen allgemeinen Dienstes sind grundsätzlich 
im Studiengang Staatlicher Verwaltungsdienst fach-
wissenschaftliche und fachpraktische Ausbildungsab-
schnitte sowie ein Kolloquium zu absolvieren und mit 
Leistungsnachweisen abzuschließen. Generelle Prü-
fungserleichterungen können gewährt werden.

  Bei der Feststellung der Abschlussnote werden die 
während des Studiums erbrachten Leistungen mit  
80 % und das Kolloquium mit 20 % berücksichtigt.

  (3) Zum Laufbahnwechsel in den gehobenen allge-
meinen Verwaltungsdienst zugelassene Polizeivoll-
zugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamte des geho-
benen Dienstes mit Laufbahnprüfung („2. Säule“) 
können die Befähigung durch eine zweijährige Unter-
weisungszeit erwerben (1. und 2. Studienjahr an der 
Fachhochschule). Hierfür sind  fachwissenschaftliche 
Veranstaltungen und fachpraktische Ausbildungsab-
schnitte erfolgreich abzuschließen.

  (4) Die näheren Einzelheiten zu Inhalt und Ausge-
staltung der Unterweisungszeit regelt das Ministe-
rium für Inneres und Kommunales durch Erlass.“

7.   Der bisherige Teil V wird Teil VI, die bisherigen §§ 18 
und 19 werden die §§ 20 und 21.

8.  Der neue § 20 wird wie folgt geändert:

 Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

Düsseldorf, den 30. Juli 2010

Der Minister
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2010 S. 502

20320

Dreizehnte Verordnung zur Änderung der Verord-
nung zur Abgeltung der Bürokosten der Gerichts-

vollzieherinnen und Gerichtsvollzieher
Vom 10. August 2010

Auf Grund des § 49 Absatz 3 des Bundesbesoldungsge-
setzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung, 
der wegen § 86 des Bundesbesoldungsgesetzes fort gilt, 
und des § 1 Nummer 2 der Verordnung zur Übertragung 
besoldungsrechtlicher Zuständigkeiten vom 2. Septem-
ber 1975 (GV. NRW. S. 544), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 10. November 2009 (GV. NRW. S. 584), wird 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten der 
Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher vom 28. 
Mai 1998 (GV. NRW. S. 434), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 22. Juli 2009 (GV. NRW. S. 434), wird wie 
folgt geändert:

1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „(1) Als Entschädigung werden die erhobenen Doku-
mentenpauschalen und ein Anteil der für die Erledi-
gung der Aufträge eingenommenen Gebühren 
(Gebührenanteil) gewährt. Der Gebührenanteil der im 
jeweiligen Kalenderjahr eingenommenen Gebühren 
wird wie folgt festgesetzt:

 Für das Jahr auf
 2001    65,8 vom Hundert
 2002 51,6 vom Hundert
 2003 49,0 vom Hundert
 2004 48,1 vom Hundert
 2005 47,6 vom Hundert
 2006 48,6 vom Hundert
 2007 47,3 vom Hundert
 2008 46,9 vom Hundert
 2009 46,1 vom Hundert.“

2. § 3 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „(2) Der Höchstbetrag der für das jeweilige Kalen-
derjahr zu überlassenden Gebührenanteile wird wie 
folgt festgesetzt:

 Für das Jahr auf
 2001    54 400 DM
 2002 23 370 Euro
 2003 22 450 Euro
 2004 22 150 Euro
 2005 21 150 Euro
 2006 19 600 Euro
 2007 18 600 Euro
 2008 17 900 Euro
 2009 17 500 Euro.

Bei Überschreitungen des Höchstbetrages werden 50 
vom Hundert des Mehrbetrages überlassen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 10. August 2010

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2010 S. 503
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7123

Prüfungsordnung 
der Bezirksregierung Düsseldorf

für die Durchführung von Fortbildungsprüfungen
für die berufl iche Fortbildung

zum anerkannten Abschluss Geprüfter 
Meister für Bäderbetriebe/Geprüfte Meisterin 

für Bäderbetriebe
für das Land Nordrhein-Westfalen

Vom 12. August 2010

Bekanntgabe des Innenministeriums
des Landes Nordrhein-Westfalen

vom 24. August 2010

Die Verordnung des Regierungspräsidenten Düsseldorf 
vom 12. August 2010 gebe ich hiermit bekannt.

Im Auftrag

Werner  S t ü r m a n n

Prüfungsordnung
der Bezirksregierung Düsseldorf

für die Durchführung von Fortbildungsprüfungen
zum anerkannten Abschluss Geprüfte Meisterin 

für Bäderbetriebe/Geprüfter Meister für Bäderbetriebe 
für das Land Nordrhein-Westfalen

Auf Grund des Beschlusses des Berufsbildungsausschus-
ses vom 11. August 2010 gemäß den Richtlinien des 
Hauptausschusses des Bundesinstitutes für Berufsbil-
dung vom 8. März 2007 erlässt die Bezirksregierung Düs-
seldorf als zuständige Stelle nach § 47, § 53 und § 79 
Absatz 4 Satz 1 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 
2005 (BGBl. I S. 931), in der derzeit geltenden Fassung 
und der zweiten Verordnung zur Änderung von Fortbil-
dungsprüfungen vom 25. August 2009 (BGBl. I S. 2960) 
folgende Prüfungsordnung für die Durchführung von 
Fortbildungsprüfungen für die berufl iche Fortbildung 
zum anerkannten Abschluss Geprüfte Meisterin für 
Bäderbetriebe/Geprüfter Meister für Bäderbetriebe:

Inhaltsübersicht

Teil 1
Prüfungsausschüsse

§ 1 Errichtung

§ 2 Zusammensetzung und Berufung

§ 3 Ausschluss von der Mitwirkung

§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

§ 5 Geschäftsführung

§ 6 Verschwiegenheit

Teil 2
Vorbereitung der Fortbildungsprüfung

§ 7 Prüfungstermine und Prüfungsfristen

§ 8 Örtliche Zuständigkeiten

§ 9 Zulassungsvoraussetzungen

§ 10 Anmeldung zur Fortbildungsprüfung

§ 11 Entscheidung über die Zulassung

Teil 3
Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 12 Prüfungsgegenstand

§ 13 Inhalt und Gliederung der Prüfung

§ 14 Prüfungsaufgaben

§ 15 Nichtöffentlichkeit

§ 16 Leitung und Aufsicht

§ 16 a Beschlussfassung

§ 17 Ausweispfl icht und Belehrung

§ 18 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

§ 19 Rücktritt, Nichtteilnahme

Teil 4
Bewertung, Feststellung und Beurkundung

des Prüfungsergebnisses

§ 20 Bewertung

§ 21  Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses

§ 22 Prüfungszeugnis und Meisterbrief

§ 23 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

§ 24 Nicht bestandene Prüfung

Teil 5
Wiederholungsprüfung

§ 25 Wiederholung der Prüfung

Teil 6
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 26 Rechtsbehelfsbelehrung

§ 27 Prüfungsunterlagen

§ 28 Übergangsregelungen

§ 29 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Teil 1
Prüfungsausschüsse

§ 1
Errichtung
(§ 39 BBiG)

(1) Die Bezirksregierung Düsseldorf richtet als zustän-
dige Stelle für die Durchführung der Abschlussprüfung 
einen Prüfungsausschuss ein.

(2) Bei Bedarf, insbesondere bei einer großen Zahl von 
Prüfungsbewerberinnen und Prüfungsbewerbern, und 
wenn die besonderen Anforderungen nach der Verord-
nung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss 
Geprüfte Meisterin für Bäderbetriebe/Geprüfter Meister 
für Bäderbetriebe es erforderlich machen, können meh-
rere Prüfungsausschüsse eingerichtet werden.

§ 2
Zusammensetzung und Berufung

(§ 40 BBiG)

(1) Dem Prüfungsausschuss gehören mindestens drei 
Mitglieder an. Die Mitglieder müssen für die Mitwirkung 
an der Prüfung geeignet und in den Prüfungsgebieten 
sach- und fachkundig sein. Dem Prüfungsausschuss 
gehören als Mitglieder an:

1.  eine Beauftragte/ein Beauftragter der Arbeitgeber

2.  eine Beauftragte/ein Beauftragter der Arbeitnehmer

3.  eine Lehrerin/ein Lehrer

Die Mitglieder haben Stellvertreterinnen/Stellvertreter.

(2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder wer-
den von der zuständigen Stelle (§ 1 Absatz 1) für längs-
tens fünf Jahre berufen.

§ 3
Ausschluss von der Mitwirkung

(§ 47 BBiG)

(1) An der Entscheidung über die Zulassung und an der 
Prüfung dürfen Prüfungsausschussmitglieder nicht mit-
wirken, die mit der Prüfungsbewerberin/dem Prüfungs-
bewerber verheiratet oder verheiratet gewesen oder 
durch Annahme an Kindes statt verbunden oder in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum 
zweiten Grad verschwägert sind, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht 
mehr besteht.
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(2) Prüfungsausschussmitglieder, die sich befangen füh-
len, oder Prüfungsteilnehmerinnen/Prüfungsteilnehmer, 
die die Besorgnis der Befangenheit geltend machen wol-
len, haben dies vor Beginn der Prüfung der zuständigen 
Stelle (§ 1 Absatz 1), während der Prüfung dem Prü-
fungsausschuss (§ 2) mitzuteilen.

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss an Prüfungs-
teilen von der Mitwirkung trifft die zuständige Stelle (§ 1 
Absatz 1), während der Prüfung der Prüfungsausschuss 
(§ 2).

(4) Lehrpersonen der vorgeschalteten Vorbereitungsse-
minare sollen, soweit nicht besondere Umstände eine 
Mitwirkung zulassen oder erfordern, nicht mitwirken.

(5) Wenn in den Fällen der Absätze 1 bis 3 eine ord-
nungsgemäße Besetzung des Prüfungsausschusses nicht 
möglich ist, kann die zuständige Stelle (§ 1 Absatz 1) die 
Durchführung einem anderen Prüfungsausschuss über-
tragen.

§ 4
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(§ 41 BBiG)

(1) Der Prüfungsausschuss (§ 2) wählt ein Mitglied, das 
den Vorsitz führt und ein weiteres Mitglied, das den Vor-
sitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und das ihn 
stellvertretende Mitglied sollen nicht derselben Mitglie-
dergruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss (§ 2) ist beschlussfähig, wenn 
zwei Drittel der Mitglieder, mindestens drei, mitwirken. 
Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsit-
zenden Mitgliedes den Ausschlag.

§ 5
Geschäftsführung

(1) Die zuständige Stelle (§ 1 Absatz 1) führt im Einver-
nehmen mit dem Prüfungsausschuss (§ 2) dessen Ge-
schäfte. Dies gilt insbesondere für Einladungen, Nieder-
schriften und die Durchführung der Beschlüsse.

(2) Zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses (§ 2) sind 
die Mitglieder rechtzeitig von der zuständigen Stelle (§ 1 
Absatz 1) einzuladen.

(3) Die Sitzungsprotokolle sind von der protokollführen-
den Person und dem Vorsitz zu unterzeichnen.

§ 6
Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (§ 2) haben über 
alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Verschwiegen-
heit zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber der zuständi-
gen Stelle (§ 1 Absatz 1). Weitere Ausnahmen können 
durch diese zugelassen werden.

Teil 2
Vorbereitung der Prüfung

§ 7
Prüfungstermine und Prüfungsfristen

(1) Die Prüfung für Geprüfte Meisterinnen für Bäderbe-
triebe/Geprüfte Meister für Bäderbetriebe fi ndet in der 
Regel einmal im Jahr statt.

(2) Die zuständige Stelle (§ 1 Absatz 1) legt in Abstim-
mung mit dem Prüfungsausschuss (§ 2) die Prüfungster-
mine fest.

(3) Die zuständige Stelle (§ 1 Absatz 1) gibt die Termine 
der Fortbildungsprüfung in geeigneter Form rechtzeitig, 
in der Regel sechs Monate vor dem Prüfungstermin, 
bekannt.

(4) Die einzelnen Prüfungsteile können in beliebiger Rei-
henfolge an verschiedenen Prüfungsterminen geprüft 
werden. Ort und Zeitpunkt einzelner Teilprüfungen gibt 
die zuständige Stelle rechtzeitig, in der Regel drei 
Monate vor dem Prüfungstermin, bekannt.

(5) Dabei ist mit dem letzten Prüfungsteil spätestens 
zwei Jahre nach dem ersten Prüfungstag des ersten Prü-
fungsteiles zu beginnen.

§ 8
Örtliche Zuständigkeit

Örtlich zuständig für die Anmeldung zur Fortbildungs-
prüfung für das Land Nordrhein-Westfalen ist die 
Bezirksregierung Düsseldorf als zuständige Stelle, wenn 
die Prüfungsbewerberin/der Prüfungsbewerber

1.   ihren/seinen Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen hat 
oder

2.   ihren/seinen Beschäftigungsort in Nordrhein-Westfa-
len hat.

3.   Prüfungsbewerberinnen/Prüfungsbewerber aus ande-
ren Bundesländern fallen erst unter die örtliche 
Zuständigkeit, wenn die schriftliche Zustimmung zur 
Teilnahme an der Fortbildungsprüfung in Nordrhein-
Westfalen von der zuständigen Stelle des jeweiligen 
Bundeslandes der Bezirksregierung Düsseldorf als 
zuständige Stelle vorliegt.

§ 9
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer eine mit Erfolg abge-
legte Abschlussprüfung in den anerkannten Ausbil-
dungsberufen Fachangestellte für Bäderbetriebe/Fachan-
gestellter für Bäderbetriebe oder Schwimmeistergehilfi n/
Schwimmeistergehilfe und danach eine mindestens zwei-
jährige Berufpraxis, die wesentliche Bezüge zu den Auf-
gaben einer Meisterin/eines Meisters gemäß § 1 Absatz 2 
der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten 
Abschluss Geprüfte Meisterin/Geprüfter Meister für 
Bäderbetriebe nachweist.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch 
zugelassen werden, wer durch Vorlage von Zeugnissen 
oder auf andere Weise glaubhaft macht, dass sie/er 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Berufserfahrungen gemäß 
der in Absatz 1 genannten Verordnung erworben hat, die 
die Zulassung zur Fortbildungsprüfung rechtfertigen. 
Hierfür ist es erforderlich, dass sich die notwendige 
Berufserfahrung für die Qualifi kation zum Fachange-
stellten und die für die Zulassung zur Meisterprüfung 
qualifi zierende Berufserfahrung addieren müssen.

§ 10
Anmeldung zur Fortbildungsprüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat die Prüfungsbewer-
berin/der Prüfungsbewerber schriftlich unter Beachtung 
der Anmeldefrist von drei Monaten an die Bezirksregie-
rung Düsseldorf zu richten.

(2) Der Anmeldung sind beizufügen:

1.   ein Lebenslauf (tabellarisch) mit Lichtbild (nicht 
älter als drei Monate),

2.   ein polizeiliches Führungszeugnis (nicht älter als drei 
Monate),

3.   ein Prüfungszeugnis über eine bestandene Abschluss-
prüfung zur/zum Fachangestellten für Bäderbetriebe 
oder zur/zum Schwimmeistergehilfi n/en,

4.   eine Bescheinigung/einen Nachweis über eine zwei-
jährige Berufspraxis, die wesentliche Bezüge zu den 
Aufgaben einer Meisterin/eines Meisters für Bäderbe-
triebe gemäß § 1 Absatz 2 der Verordnung über die 
Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfte Meis-
terin/Geprüfter Meister für Bäderbetriebe entspricht,

5.   einen Nachweis für die örtliche Zuständigkeit gemäß 
§ 8 dieser Prüfungsordnung,

6.   eine Erklärung und gegebenenfalls einen Nachweis 
darüber, ob die Prüfungsbewerberin/der Prüfungsbe-
werber sich in Nordrhein-Westfalen oder andernorts 
um die Teilnahme an einer Fortbildungsprüfung 
beworben oder an einer Fortbildungsprüfung teilge-
nommen hat,
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7.   im Falle der Zulassung nach § 9 Absatz 2 zusätzliche 
Qualifi kations- und Tätigkeitsnachweise, die dem 
Abschluss zur/zum Fachangestellten für Bäderbe-
triebe entsprechen.

§ 11
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Fortbildungsprüfung ent-
scheidet die Bezirksregierung Düsseldorf als zuständige 
Stelle. Hält diese die Zulassungsvoraussetzungen nicht 
für gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss (§ 2). 
Ebenso entscheidet der Prüfungsausschuss bei Bewerbe-
rinnen/Bewerbern nach § 9 Absatz 2 in der Beurteilung 
über den Erwerb der Kenntnisse, Fertigkeiten und der 
Berufspraxis mit wesentlichen Bezügen zu den Aufgaben 
einer Meisterin/eines Meisters für Bäderbetriebe.

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist der Prü-
fungsbewerberin/dem Prüfungsbewerber unter Angabe 
der Prüfungstage und des Prüfungsortes einschließlich 
der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel mindestens vier 
Wochen vor Beginn der Prüfung mitzuteilen. Auf Antrag 
ist der Prüfungsbewerberin/dem Prüfungsbewerber die 
Prüfungsordnung auszuhändigen.

(3) Nicht zugelassene Prüfungsbewerberinnen/Prüfungs-
bewerber werden unverzüglich über die Entscheidung 
mit Angabe der Ablehnungsgründe schriftlich unterrich-
tet.

(4) Ist die Prüfungsbewerberin/der Prüfungsbewerber 
auf Grund gefälschter Unterlagen oder falscher Angaben 
zur Prüfung zugelassen worden, so kann der Prüfungs-
ausschuss

1.   bis zum ersten Prüfungstag die Zulassung widerru-
fen,

2.   während der gesamten Prüfungsphase sowie inner-
halb eines Jahres nach dem letzten Prüfungstag die 
Prüfung nach Anhören der Prüfungsteilnehmerin/des 
Prüfungsteilnehmers für nicht bestanden erklären.

Die Entscheidung ist schriftlich mitzuteilen.

Teil 3
Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 12
Prüfungsgegenstand

(1) Durch die Fortbildungsprüfung zur Geprüften Meis-
terin/zum Geprüften Meister ist festzustellen, ob die 
Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer befähigt 
ist, einen Bäderbetrieb selbstständig zu führen und 
Fachangestellte für Bäderbetriebe ordnungsgemäß aus-
zubilden. Die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteil-
nehmer hat insbesondere nachzuweisen, ob sie/er die in  
ihrem/seinen Beruf gebräuchlichen Arbeiten als Füh-
rungskraft verrichten kann und die notwendigen 
 Fachkenntnisse sowie die erforderlichen betriebswirt-
schaftlichen, kaufmännischen, rechtlichen und berufser-
zieherischen Kenntnisse besitzt, um insbesondere fol-
gende Aufgaben in der Leitung von Bäderbetrieben 
wahrzunehmen:

1.   Mitwirken bei der Planung, Überwachung und Nut-
zung von Möglichkeiten der wirtschaftlichen und 
umweltschonenden Energie- und Materialverwen-
dung. Aufrechterhaltung eines störungsfreien Betrie-
bes; Erkennen von Störungen sowie Veranlassen und 
Beaufsichtigen von Maßnahmen zu ihrer Behebung 
sowie Instandhaltung von Anlagen, Einrichtungen 
und Betriebsmitteln; Sicherstellen der Qualität von 
Badewässern und der Hygiene nach den Rechtsvor-
schriften und betrieblichen Grundsätzen der Hygiene; 
Mitwirken beim Vorbereiten, Einleiten und Optimie-
ren neuer Verfahren,

2.   Übertragen der Aufgaben unter Berücksichtigung 
technischer, wirtschaftlicher und sozialer Aspekte auf 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit, Qualifi kation und Eignung; 
Einarbeiten und Anleiten der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter; arbeitsplatznahe Qualifi zierung durch 
systematisches Lernen am Arbeitsplatz; partner-

schaftliches Verhalten zu den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern; Weiterleiten der Anregungen und Anlie-
gen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einer 
eigenen Beurteilung; Zusammenarbeit mit den über-
geordneten Stellen und der Arbeitnehmervertretung; 
Ausbildung und Qualifi zierung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern,

3.   Mitwirken bei der Aufstellung von Ausgaben für 
Betriebs- und Bauaufwendungen und Vorprüfen von 
Unterlagen; Entwickeln und Umsetzen von Betriebs-
zielen in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stel-
len; Mitarbeit bei der Optimierung von Betriebsab-
läufen und der Festsetzung von betrieblichen 
Rahmenbedingungen; Einweisen und Überwachen 
von Fremdfi rmen,

4.   Sicherstellen eines störungsfreien Badebetriebes, 
kundenorientierter Betriebsabläufe sowie eines situa-
tionsgerechten Umgangs mit Badegästen; Planung 
und Durchführung von Schwimmunterricht, Sport-, 
Spiel- und Spaßangeboten; Organisation und Durch-
führung der Aufsichts- und Verkehrssicherungspfl ich-
ten, der Rettungs- und Erste-Hilfe-Maßnahmen; Ana-
lyse des Besucherverhaltens und Entwicklung von 
Maßnahmen zur programmlichen Ausgestaltung; Mit-
wirken bei der Planung und Umsetzung von Marke-
tingkonzepten, Werbung und Öffentlichkeitsarbeit,

5.   Durchführen der erforderlichen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes, der Unfallverhütung, des Gesund-
heitsschutzes und des Umweltschutzes in Abstim-
mung mit den im Betrieb mit der Arbeitssicherheit 
befassten Stellen und Personen.

(vgl. § 1 Absatz 2 der Verordnung über die Prüfung zum 
anerkannten Abschluss Geprüfter Meister / Geprüfte 
Meisterin für Bäderbetriebe)

§ 13
Inhalt und Gliederung der Prüfung

(1) Die Fortbildungsprüfung erstreckt sich auf die in der 
Verordnung über die Prüfung zum anerkannten 
Abschluss Geprüfter Meister für Bäderbetriebe / Geprüfte 
Meisterin für Bäderbetriebe vom 7. Juli 1998, geändert 
durch Artikel 11 der zweiten Verordnung zur Änderung 
von Fortbildungsverordnungen vom 25. August 2009, in 
§ 3 genannten Inhalte.

Die Prüfung gliedert sich in:

1.   einen allgemeinen Teil (entspricht § 4 vorgenannter 
VO)

2.   einen fachtheoretischen Teil (entspricht § 5 vorge-
nannter VO)

3.   einen fachpraktischen Teil (entspricht § 6 vorgenann-
ter VO)

4.   einen berufs- und arbeitspädagogischen Teil (ent-
spricht § 3 Absatz 3 vorgenannter VO sowie der 
 Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 
(BGBl. I S. 88).

(2) Im allgemeinen Teil ist in nachgenannten Fächern mit 
folgenden zeitlichen Mindestwerten zu prüfen:

1. Grundlagen für kostenbewusstes Handeln
 schriftliche Arbeit 1,5 Stunden

2. Grundlagen für rechtsbewusstes Handeln
 schriftliche Arbeit 2 Stunden

3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb
 schriftliche Arbeit 1,5 Stunden.

(3) Die Prüfung in den in Absatz 2 genannten Fächern ist 
schriftlich und in dem in Absatz 2.3 genannten Fach auch 
mündlich durchzuführen. Die schriftliche Prüfung soll 
nicht länger als sechs Stunden dauern (vgl. § 4 der VO).

Der schriftliche Teil der Prüfung kann in programmierter 
Form durchgeführt werden.

(3 a) Wurde in nicht mehr als einem der in Absatz 2 Num-
mer 1 und 2 genannten Fächer eine mangelhafte Prü-
fungsleistung erbracht, ist in diesem eine mündliche 
Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei einer ungenügenden 
Prüfungsleistung besteht diese Möglichkeit nicht. Die 
Ergänzungsprüfung soll in der Regel nicht länger als 20 
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Minuten dauern. Die Bewertung der schriftlichen Prü-
fungsleistung und die der mündlichen Ergänzungsprü-
fung werden zu einer Note zusammengefasst. Dabei wird 
die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung dop-
pelt gewichtet.

(4) Im fachtheoretischen Teil ist in nachgenannten 
Fächern mit folgenden zeitlichen Mindestwerten zu prü-
fen:

1. Mathematische und naturwissen-
 schaftliche Grundlagen 1,0 Stunde

2. Bädertechnik 1,5 Stunden

3. Bäderbetrieb 1,5 Stunden

4. Schwimm- und Rettungslehre 1,0 Stunde

5. Gesundheitslehre 1,0 Stunde.

(5) Die Prüfung in den in Absatz 4 genanten Fächern ist 
schriftlich durchzuführen. Die schriftliche Prüfung soll 
nicht länger als acht Stunden dauern (vgl. § 5 der VO). 
Der schriftliche Teil der Prüfung kann in programmierter 
Form durchgeführt werden.

(5 a) Wurde in nicht mehr als zwei der in Absatz 4 Num-
mer 1 bis 5 genannten Fächer eine mangelhafte Prü-
fungsleistung erbracht, ist in diesen eine mündliche 
Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei einer ungenügenden 
Prüfungsleistung besteht diese Möglichkeit nicht. Die 
Ergänzungsprüfung soll je Fach und Prüfungsteilnehmer 
nicht länger als 20 Minuten dauern. Die Bewertung der 
schriftlichen Prüfungsleistung und die der mündlichen 
Ergänzungsprüfung werden zu einer Note zusammenge-
fasst. Dabei wird die Bewertung der schriftlichen Prü-
fungsleistung doppelt gewichtet.

(6) Im fachpraktischen Teil ist in nachgenannten Fächern 
mit folgenden zeitlichen Mindestwerten zu prüfen:

1. Rettungsschwimmen und Schwimmsport 45 Minuten

2. Management und Führungsaufgaben  siehe 
Absatz 7

3. Betriebstechnische Situationsaufgabe 1,0 Stunde.

(7) Die Prüfungen der Fächer 1 und 3 werden praktisch 
durchgeführt. Die Prüfungen sollen nicht länger als drei 
Stunden dauern.

Das Fach 2 wird im Rahmen einer Projektarbeit, beste-
hend aus einer schriftlichen Hausarbeit, deren Präsenta-
tion nicht länger als 20 Minuten dauern soll, und einem 
anschließenden Fachgespräch mit einer zeitlichen Be-
grenzung auf 15 Minuten geprüft. Für die schriftlich an-
zufertigende Hausarbeit stehen nach Aufgabenstellung 
20 Werktage zur Verfügung. Anschließend ist diese dem 
Prüfungsausschuss zur Begutachtung vorzulegen (vgl. § 6 
der VO).

(8) Die Prüfung im berufs- und arbeitspädagogischen 
Teil besteht aus einem schriftlichen und einem prakti-
schen Teil mit folgenden Zeiten:

1.   Im schriftlichen Teil sollen in 180 Minuten aus den 
vier Handlungsfeldern fallbezogene Aufgaben erar-
beitet werden.

2.   Der praktische Teil der Prüfung besteht aus der Prä-
sentation einer Ausbildungssituation und einem Fach-
gespräch mit einer Dauer von insgesamt höchstens 30 
Minuten. Hierfür wählt der Prüfungsteilnehmer eine 
berufstypische Ausbildungssituation aus. Die Präsen-
tation soll 15 Minuten nicht überschreiten. Die Aus-
wahl und Gestaltung der Ausbildungssituation sind 
im Fachgespräch zu erläutern. Anstelle der Präsenta-
tion kann eine Ausbildungssituation auch praktisch 
durchgeführt werden (vgl. § 4 der Ausbilder-Eig-
nungsverordnung vom 21. Januar 2009).

§ 14
Prüfungsaufgaben

(1) Die Prüfungsaufgaben erstellt und beschließt der 
Prüfungsausschuss auf der Grundlage der §§ 12 und 13.

(2) Der Prüfungsausschuss ist gehalten, überregional 
erstellte Prüfungsaufgaben zu übernehmen, soweit diese 
von Gremien erstellt oder ausgewählt worden sind, die 
entsprechend § 40 BBiG zusammengesetzt sind.

§ 15
Nichtöffentlichkeit

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Vertreterinnen/
Vertreter der obersten Landesbehörde und der zuständi-
gen Stelle (§ 1 Absatz 1) sowie Mitglieder und stellver-
tretende Mitglieder des Berufsbildungsausschusses kön-
nen während der Prüfung mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses zugegen sein.

Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen mit der 
zuständigen Stelle (§ 1 Absatz 1) weitere Personen auf 
Antrag als Gäste zulassen.

(2) Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen 
ausschließlich nur die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses anwesend sein.

§ 16
Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des Vorsitzes (§ 4) 
vom Prüfungsausschuss (§ 2) abgenommen.

(2) Für die schriftliche Prüfung regelt die zuständige 
Stelle (§ 1 Absatz 1) im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss (§ 2) die Aufsichtsführung durch Mit-
glieder des Prüfungsausschusses. Die Aufsicht hat sicher-
zustellen, dass die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungs-
teilnehmer die Arbeiten selbstständig und nur mit den 
erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln ausführt

(3) Über den Ablauf der Prüfung ist eine Niederschrift 
zu fertigen.

§ 16 a
Beschlussfassung

(1) Beschlüsse über die Noten zur Bewertung einzelner 
Prüfungsleistungen, der Prüfung insgesamt sowie über 
das Bestehen und Nichtbestehen der Abschlussprüfung 
werden durch den Prüfungsausschuss gefasst.

(2) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Absatz 1 
kann der Vorsitz mindestens zwei Mitglieder mit der 
Bewertung einzelner, nicht mündlich zu erbringender 
Prüfungsleistungen beauftragen. Die Beauftragten sollen 
nicht derselben Mitgliedergruppe (§ 2) angehören.

(3) Die nach Absatz 2 beauftragten Mitglieder dokumen-
tieren die wesentlichen Abläufe und halten die für die 
Bewertung erheblichen Tatsachen fest.

§ 17
Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen des Vorsitzes oder 
der Aufsichtsführung über ihre Person auszuweisen. Sie 
sind vor Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, 
die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- 
und Hilfsmittel, die Folgen von Täuschungshandlungen 
und Ordnungsverstößen, Rücktritt von und Nichtteil-
nahme an der Prüfung zu belehren.

§ 18
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(§ 47 BBiG)

(1) Unternimmt es eine Prüfungsteilnehmerin/ein Prü-
fungsteilnehmer das Ergebnis einer Prüfungsleistung zu 
beeinfl ussen, kann eine Täuschungshandlung vorliegen. 
Eine Täuschungshandlung ist die Benutzung nicht zuge-
lassener Arbeits- und Hilfsmittel, unzulässige Hilfe 
anderer Prüfungsteilnehmer oder Dritter oder ein Ein-
wirken auf Prüfungsorgane oder auf von diesen mit der 
Wahrnehmung von Prüfungsangelegenheiten beauftragte 
Personen zu eigenem oder fremden Vorteil.

(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein Prüf-
ling eine Täuschungshandlung begeht oder einen ent-
sprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von 
der Aufsichtsführung durch Niederschrift festzustellen. 
Der Prüfl ing kann die Prüfung vorbehaltlich der Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses (§ 2) über die Täu-
schungshandlung fortsetzen.
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(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die von der 
Täuschungshandlung betroffene Prüfungsleistung mit 
„ungenügend“ (= 0 Punkte) bewertet. In schweren Fällen, 
insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, 
kann der Prüfungsausschuss (§ 2) den Prüfungsteil oder die 
gesamte Prüfung mit „ungenügend“ (= 0 Punkte) bewerten.

(4) Behindert ein Prüfl ing durch sein Verhalten die Prü-
fung und kann die Prüfung aus diesem Grund nicht ord-
nungsgemäß durchgeführt werden, ist er von der Teil-
nahme auszuschließen. Die Aufsichtsführung entscheidet 
über den sofortigen Ausschluss. Die endgültige Entschei-
dung über die Folgen für den Prüfl ing hat der Prüfungs-
ausschuss (§ 2) unverzüglich zu treffen. Absatz 3 gilt 
 entsprechend. Gleiches gilt bei Nichtbeachtung der 
Sicherheitsvorschriften.

(5) Wird eine Täuschungshandlung erst nach Abschluss 
der Gesamtprüfung bekannt, so kann der Prüfungsaus-
schuss (§ 2) in besonders schwerwiegenden Fällen inner-
halb eines Jahres nach Abschluss der Prüfung und nach 
Anhören des Prüfl ings die Prüfung für nicht bestanden 
erklären.

(6) Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses (§ 2) 
nach den Absätzen 3, 4 und 5 ist der Prüfl ing persönlich 
zu hören.

§ 19
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Der Prüfl ing kann nach erfolgter Anmeldung vor 
Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklärung zurück-
treten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

(2) Versäumt der Prüfl ing den Beginn eines Prüfungster-
mins, so werden bereits erbrachte selbstständige Prü-
fungsleistungen anerkannt, wenn ein wichtiger Grund 
für die Nichtteilnahme vorliegt. Selbstständige Prü-
fungsleistungen sind solche, die thematisch klar abgrenz-
bar und nicht auf eine andere Prüfungsleistung bezogen 
sind sowie eigenständig bewertet werden können.

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder 
nimmt der Prüfl ing von Beginn an nicht an der Prüfung 
teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so wird die 
Prüfung mit 0 Punkten bewertet.

(4) Bei den zeitlich auseinanderfallenden Teilen einer 
Meisterprüfung gelten die Absätze 1 bis 3 für den jewei-
ligen Teil.

(5) Der wichtige Grund ist unverzüglich mitzuteilen und 
nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist die Vorlage eines 
ärztlichen Attestes erforderlich.

(6) Die Entscheidung über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes trifft der Prüfungsausschuss (§ 2).

(7) Die Entscheidung, welche Prüfungsfächer nachzuho-
len sind, trifft der Prüfungsausschuss (§ 2).

Teil 4
Bewertung, Feststellung und Bekanntgabe

sowie Beurkundung des Prüfungsergebnisses

§ 20
Bewertung

(1) Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:

Eine den Anforderungen in besonderem Maße entspre-
chende Leistung
= 100 – 92 Punkte = Note 1 = sehr gut

eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung
= unter 92 – 81 Punkte = Note 2 = gut

eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende 
Leistung
= unter 81 – 67 Punkte = Note 3 = befriedigend

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen 
den Anforderungen noch entspricht
= unter 67 – 50 Punkte = Note 4 = ausreichend

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen lässt, dass Grundkenntnisse vorhanden 
sind
= unter 50 – 30 Punkte = Note 5 = mangelhaft

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht 
und bei der selbst Grundkenntnisse fehlen
= unter 30 – 0 Punkte = Note 6 = ungenügend.

(2) In jedem Prüfungsfach wird die Leistung in jeder 
Prüfungsaufgabe durch Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses (§ 2) bewertet. Die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses (§ 2) bewerten jeweils eigenständig.

(3) In jedem Prüfungsfach der schriftlichen und prakti-
schen Prüfung (vgl. § 13 Absatz 1) entsteht aus den 
jeweils mit Punkten bewerteten Aufgaben eine Note.

(4) Gemäß des § 13 Absätze 3, 3 a, 5, 5 a, 7 und 8 Nummer 
2 geht die Bewertung der mündlichen Prüfung in die 
Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung ein.

(Vgl. § 4 Absatz 8 und § 5 Absatz 8 der VO)

§ 21

Feststellung und Bekanntgabe
des Prüfungsergebnisses

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (§ 2) stellen 
gemeinsam die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleis-
tungen sowie das Gesamtergebnis der Prüfung fest.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses haben die 
Prüfungsteile Nr. 1-3 und innerhalb dieser Prüfungsteile 
die Prüfungsfächer das gleiche Gewicht (vgl. § 13 Ab-
satz 1).

(3) Die Prüfungsteile gemäß § 13 Absatz 1 Nr. 1-3 sind 
gesondert zu bewerten. Für jeden dieser Teile ist eine 
Note als arithmetisches Mittel aus den Bewertungen der 
Leistungen in den einzelnen Prüfungsfächern zu bilden. 
Die Noten der schriftlichen und mündlichen Prüfungs-
leistungen in einem Fach sind zu einer Note zusammen-
zufassen.

(4) Zum berufs- und arbeitspädagogischen Teil ist, unter 
Angabe von Datum, Ort  und der prüfenden Kammer, 
anzugeben, dass nach § 3 Absatz 3 der VO der Nachweis 
über den Erwerb der berufs- und arbeitspädagogischen 
Eignung erbracht wurde.

(5) Die Prüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsteil-
nehmerin/der Prüfungsteilnehmer in allen Teilen der 
Prüfung und in den Fächern „Management und Füh-
rungsaufgaben“ und „Betriebstechnische Situationsauf-
gabe“ mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat.

(6) Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der Fest-
stellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses (§ 2) zu unterzeichnen.

(7) Der Prüfungsausschuss (§ 2) teilt der Prüfungsteil-
nehmerin/dem Prüfungsteilnehmer am letzten Prü-
fungstag mit, ob sie/er die Prüfung „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ hat. Hierüber wird der Prüfungsteil-
nehmerin/dem Prüfungsteilnehmer eine von der/dem 
Vorsitzenden unterzeichnete Bescheinigung ausgehän-
digt. Dabei wird als Termin des Bestehens bzw. Nicht-
bestehens der Tag der letzten Prüfungsleistung einge-
setzt.

§ 22

Prüfungszeugnis und Meisterbrief

(1) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß 
der Anlage 1 und ein Zeugnis gemäß der Anlage 2 der 
Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Ab-
schluss Geprüfter Meister/Geprüfte Meisterin für Bäder-
betriebe auszustellen.

Im Fall der Freistellung gemäß § 23 sind der Ort, das 
Datum sowie die Bezeichnung der Prüfung und des Prü-
fungsgremiums der anderweitig abgelegten Prüfung 
anzugeben.

(2) Auf Antrag erhält die Geprüfte Meisterin/der Ge-
prüfte Meister für Bäderbetriebe eine Urkunde in Form 
eines Meisterbriefes mit persönlichen Daten und erwor-
benen Qualifi kationen gemäß vorgegebenem Text der An-
lage 3 der Verordnung.
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§ 23
Anrechnung

anderer Prüfungsleistungen

Die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer 
ist auf Antrag von der Ablegung einzelner Prüfungsbe-
standteile durch die zuständige Stelle zu befreien, wenn 
eine andere vergleichbare Prüfung vor einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor 
einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolgreich abge-
legt wurde und die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung 
innerhalb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe des 
Bestehens der anderen Prüfung erfolgte. Eine Befreiung 
vom Prüfungsfach „Management und Führungsaufga-
ben“ ist nicht zulässig.

§ 24
Nicht bestandene Prüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält die Prüfungs-
teilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer von der zuständi-
gen Stelle (§ 1 Absatz 1) einen schriftlichen Bescheid. 
Darin ist anzugeben, in welchen Prüfungsteilen und Prü-
fungsfächern keine ausreichenden Leistungen erbracht 
worden sind und daher wiederholt werden müssen. Es 
wird angegeben welche Prüfungsteile und Prüfungsfä-
cher in einer Wiederholungsprüfung nicht mehr zu wie-
derholen sind.

(2) Auf die besonderen Bedingungen gemäß § 25 wird 
hingewiesen.

Teil 5
Wiederholungsprüfung

§ 25
Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal 
wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag der Prüfungsteilnehmerin/des Prü-
fungsteilnehmer auf Wiederholung der Prüfung wird die 
Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer von der 
Prüfung in einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfä-
chern befreit, wenn ihre/seine Leistungen darin in einer 
vorangegangenen Prüfung als ausreichend bewertet wur-
den und sie/er sich innerhalb von zwei Jahren, gerechnet 
vom Tage der Beendigung der nichtbestandenen Prüfung 
an, zur Wiederholungsprüfung angemeldet hat.

Die Anerkennung von bereits mit ausreichend bewerte-
ten Prüfungsleistungen erfolgt nur auf Antragstellung.

Die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer kann 
beantragen, auch bestandene Prüfungsleistungen zu wie-
derholen. In diesem Fall zählt das letzte Ergebnis für das 
Bestehen der Prüfung.

(3) Für die Anmeldung und Zulassung zur Wiederho-
lungsprüfung gelten die §§ 8, 10 und 11 sinngemäß.

(4) Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prü-
fungstermin gemäß § 7 wiederholt werden.

Teil 6
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 26
Rechtsbehelfe

Maßnahmen und Entscheidungen des Prüfungsausschus-
ses (§ 2) sowie der zuständigen Stelle (sind bei ihrer 
schriftlichen Bekanntgabe an die Prüfungsbewerberin /
den Prüfungsbewerber bzw. Prüfungsteilnehmerin / Prü-
fungsteilnehmer mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. Diese richtet sich nach der Verwaltungsge-
richtsordnung und nach dem Gesetz zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen.

§ 27
Prüfungsunterlagen

Auf schriftlichen Antrag ist der Prüfungsteilnehmerin/
dem Prüfungsteilnehmer nach Abschluss der Prüfung 

durch die zuständige Stelle Einsicht in ihre/seine Prü-
fungsunterlagen zu gewähren. Die schriftlichen Prü-
fungsarbeiten sind zwei Jahre, die Anmeldungen und 
Niederschriften gemäß § 21 Absatz 6 sind zehn Jahre 
aufzubewahren.

§ 28
Übergangsregelungen

Begonnene Prüfungsverfahren können nach der bisheri-
gen Prüfungsordnung zu Ende geführt werden.

Die zuständige Stelle kann auf Antrag der Prüfungsteil-
nehmerin/des Prüfungsteilnehmers die Wiederholungs-
prüfung gemäß dieser Prüfungsordnung durchführen; 
§ 25 Absatz 2 fi ndet in diesem Fall keine Anwendung.

§ 29
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung für die Durchfüh-
rung von Fortbildungsprüfungen für die berufl iche Fort-
bildung zum anerkannten Abschluss Geprüfter meister 
für Bäderbetriebe/Geprüfte Meisterin für Bäderbetriebe 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 1. Juni 1999 (GV. 
NRW. S. 468) außer Kraft.

Düsseldorf, den 12. August 2010

Der Regierungspräsident Düsseldorf

Jürgen  B ü s s o w

– GV. NRW. 2010 S. 504
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